
DIE HÄSSLICHE SEITE DES WAHLKAMPFS Alex Hürzeler (SVP), Rainer Huber (CVP) und Doris Fischer-Taeschler (FDP) distanzieren sich klar von den Inserate-Fehlleistungen. SPI

Ein Wahlinserat mit Nachwirkungen
Regierungsratswahlen Urs Haeny (FDP) und Andreas Glarner (SVP) wirkten tatkräftig mit

Das Kindertränen-Inserat
des Elternkomitees «Keiner
wählt Rainer» hat seinen
Ursprung in prominenten
FDP- und SVP-Kreisen. Und
sorgt bis in den Regie-
rungsrat für Unverständnis.
Er lancierte deshalb einen
«Aufruf zur Sachlichkeit».

BALZ BRUDER

Wer hinter dem ominösen El-
ternkomitee steckt, ist zwar wei-
terhin ein Geheimnis. Dafür ist
rund um die Inserate des Komi-
tees «Keiner wählt Rainer» zwi-
schenzeitlich vieles klar. Und
das ist entscheidend: Kein Gerin-
gerer als FDP-Grossrat Urs Haeny
(Oberwil-Lieli) hat die Inserate
im Auftrag des Komitees lan-
ciert. Und über keinen Geringe-

ren als SVP-Fraktionschef An-
dreas Glarner (Oberwil-Lieli) bzw.
über dessen Firma Consira AG
wurden die Inserate aufgegeben.

«Nicht das Gelbe vom Ei»
Dies bestätigten Haeny und

Glarner gestern Nachmittag der
MZ gegenüber. Wobei sich ins-
besondere Haeny einigermassen
zerknirscht zeigte über die Fol-
gen, welche die Inserate gezei-
tigt haben. «Ich habe falsch ein-
geschätzt, welche Wirkung das
Inserat mit den tränenden Kin-
deraugen haben wird», sagte er
auf Anfrage. «Die Aktion war si-
cher nicht das Gelbe vom Ei und
ich würde so etwas nicht noch
einmal machen.» Auch wenn
sich Haeny nicht formell ent-
schuldigte: «Ich äussere mein Be-
dauern darüber, dass sich Leute

durch das Inserat verletzt fühl-
ten», sagte er am Abend.

Distanz bei Hürzeler-Komitee
Aufschlussreich: Noch bevor

die Urheberschaft des Inserats
geklärt war, distanzierte sich das
Wahlkomitee von Alex Hürzeler
von der Aktion. «Wer auch im-
mer Auftraggeber dieses Anti-
Rainer-Huber-Inserats war – wir
distanzieren uns aufs Äusserste
davon», hiess es noch vor der
Mittagsstunde. Umso grösser die
Überraschung, als wenig später
die Namen Haeny und Glarner
ins Spiel kamen. Danach gab es
kein Halten mehr: Nach der Mit-
tagsstunde wurde die Regierung
tätig. Wörtlich liess sie sich so
vernehmen: «Dass ein Regie-
rungsratswahlkampf eine in-
haltliche wie auch emotionale

Auseinandersetzung um politi-
sche Positionen und um Perso-
nen ist, gehört zur Aargauer Po-
litkultur. Dass aber mit bezahl-
ten Inseraten nicht zu rechtferti-
gende Stimmungsmache gegen
Kandidierende betrieben wird,
trägt nicht zur vertieften de-
mokratischen Meinungsbildung
der Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger bei», war in der
einzigartig anmutenden, bisher
jedenfalls nicht da gewesenen
Mitteilung aus dem Regierungs-
gebäude zu lesen.

Demokratie nicht beschädigen
Und weiter: «Der Regierungs-

rat distanziert sich in aller Form
von den Kampagnen so genannt
anonymer Komitees und verur-
teilt auch die haltlosen, diffa-
mierenden Vorwürfe gegenüber
dem amtierenden Bildungsdi-
rektor.» Dabei nahm die Regie-
rung nicht nur das Inserat des

Elternkomitees «Keiner wählt
Rainer» ins Visier, sondern auch
eine «Leserbrief-Anzeige» von
Bruno Bertschi im «Wohler An-
zeiger» vom vergangenen Frei-
tag, in welcher der Ex-SVP-Gross-
rat Rainer Huber unter der Gür-
tellinie angriff. Quintessenz für
die Aargauer Exekutive: «Der Re-
gierungsrat ruft daher das Um-
feld der Kandidierenden sowie
alle politischen Gruppierungen
und Interessenorganisationen

zur Sachlichkeit auf – auch in
der letzten Woche vor dem zwei-
ten Wahlgang.» Wie Landam-
mann Peter C. Beyeler der MZ ge-
genüber betonte, gehe es der Re-
gierung nicht um eine Stellung-
nahme für ihr wiederkandidie-
rendes Mitglied Rainer Huber,
sondern um ein Fairness-Signal
für diesen und weitere Wahl-
kämpfe, auf dass die Demokratie
bei allem Einsatz nicht beschä-
digt werde.

SVP und FDP hinter Botschaft
Eine Botschaft, die bei den

involvierten Parteien SVP und
FDP ankam. Beide Parteien un-
terstützten den Aufruf der Re-
gierung. «Die SVP ist bekannt für
plakative und emotionale Wahl-
und Abstimmungskämpfe. Da-
bei tritt sie aber immer offen,
transparent und sachlich auf»,
sagte Parteisekretär Pascal Furer.
Auch während des Regierungs-
ratswahlkampfs habe sich die
SVP «auf ihre Kandidaten und
Themen konzentriert, einen fai-
ren und transparenten Wahl-
kampf geführt und persönliche
Angriffe unterlassen» – und wol-
le dies auch weiterhin so halten,
betonte Furer. Von einer «nicht
nachvollziehbaren Entgleisung»
sprach FDP-Fraktionschef Daniel
Heller. Er könnte nicht verste-
hen, dass zum heutigen Zeit-
punkt mit solchen Emotionen
Stimmung gemacht wird, führte
er aus. Wobei sich beide Parteien
durchaus bewusst waren, dass
die Aktion, die ihren Ursprung
in den eigenen Reihen hatte,
den eigenen Kandidaturen alles
andere als nützlich gewesen
sein dürfte.

Hürzeler-Komitee wehrt sich
Die Tatsache, dass sich verschiedene Wirt-
schaftsvertreter in einem Brief an die Präsi-
denten der Aargauischen Industrie- und
Handelskammer sowie des Aargauischen
Gewerbeverbands gewendet haben, um ge-
gen die Wahlempfehlung für SVP-Kandidat
Alex Hürzeler zu protestieren, hat dessen
Wahlkomitee auf den Plan gerufen. Wahl-
leiter Mario Hüsler erinnert daran, die Be-
schlüsse der Vorstände von AIHK und AGV
seien demokratisch zustande gekommen.
Zudem habe sich Kandidat Hürzeler die
Unterstützung der Wirtschaftsverbände «vor
allem auch aufgrund seines grossen Leis-
tungsausweises um die KMU-Politik erar-
beitet». Als Beispiele führt Hüsler die Revi-
sion des Steuergesetzes, die fiskalische Ent-
lastung des Mittelstands, die administrative
Entlastung von Unternehmen und Privat-

personen sowie das Standortförderungsge-
setz an. Ganz abgesehen davon hätten auch
weitere Berufsverbände wie zum Beispiel
Gastro Aargau eine Wahlempfehlung für die
Kandidatur Hürzeler beschlossen. Und ver-
weist zudem auf die Wirtschaftsvertreter,
die dem Komitee Hürzeler angehören: Die
Palette reicht von Transportunternehmer
Hans-Jörg Bertschi und Ex-Grossratspräsi-
dent Hans Bürge über Bauunternehmer
Ernst Frey und Ex-Apothekerpräsident Urs
Humbel bis zum Industriellen Otto H. Suh-
ner. Hüsler sagt denn auch: «Die unterlege-
nen Mitglieder aus dem Komitee Huber
sollten diese klaren Mehrheitsentscheide
von Gewerbe und Wirtschaft demokratisch
akzeptieren – so, wie auch den Wahlaus-
gang, wie er auch immer ausfallen wird,
von allen zu akzeptieren ist.» (BBR.)
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